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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Kindertagesförderungsgesetz vom 4. September 2019 
(GVOBl. M-V S. 558), das zuletzt durch das Gesetz vom 5. Juli 
2022 (GVOBl. M-V S. 426) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 26a folgen-
de Angabe eingefügt:

„§ 26b  Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der Ausgaben 
der Ausbildungsvergütung nach § 14 Absatz 7 Satz 2 
bis 4“.

2. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 7 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt:

„Ab dem 1. August 2023 werden Auszubildende im ers-
ten Ausbildungsjahr nicht auf den Stellenanteil einer 
Fachkraft gemäß Satz 1 Nummer 1 angerechnet. Ab dem 
1. August 2024 werden Auszubildende im zweiten Aus-
bildungsjahr nicht auf den Stellenanteil einer Fachkraft 
gemäß Satz 1 Nummer 2 angerechnet. Die Kosten der 
Ausbildungsvergütung für die nicht angerechneten Aus-
zubildenden trägt das Land nach Maßgabe des § 26b unter 
der Voraussetzung, dass die Bestimmungen zur Ausbil-
dungsvergütung in Absatz 8 Satz 1 und 2 berücksichtigt 
werden.“

b) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die an Mentorinnen und Mentoren für die Ausbil-
dung nach Satz 1 gezahlte finanzielle Abgeltung in 
Höhe von 150 Euro im Monat für eine Auszubilden-
de oder einen Auszubildenden und weitere 50 Euro 
pro Monat für weitere Auszubildende ist bei den 
Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 und 3 zu berück-
sichtigen.“

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Die Ausbildungsvergütung für Personen nach 
Satz 1 ist in den Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 
und 3 zu berücksichtigen, wenn diese auf den Stel-
lenanteil einer Fachkraft gemäß Absatz 7 Satz 1 bis 3 
anzurechnen sind.“

3. Nach § 26a wird folgender § 26b eingefügt:

„§ 26b
Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der Ausgaben der 
Ausbildungsvergütung nach § 14 Absatz 7 Satz 2 bis 4

(1) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe jährliche Ausgleichsbeträge für die Ausbil-
dungsvergütung im ersten und zweiten Ausbildungsjahr für 
Personen, die ab Beginn des neuen Ausbildungsjahrganges 
2023/2024 zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und Er-
ziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet werden. Die Aus-
gleichsbeträge umfassen die Ausbildungsvergütung und die 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie weitere 
Beiträge, zu denen Arbeitgebende aufgrund von gesetzlichen 
Regelungen verpflichtet sind. Die Ausgleichsbeträge werden 
nur gewährt, wenn diese für den gleichen Zeitraum nicht Be-
standteil der Vereinbarung über Leistung, Entgelt und Quali-
tätsentwicklung nach § 24 Absatz 1 und 3 sind.

(2) Bis zum 1. März eines jeweiligen Jahres rechnen die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe beim Landesamt 
für Gesundheit und Soziales die auf das Vorjahr entfallenden 
Ausgleichsbeträge der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1 
in Verbindung mit § 14 Absatz 7 Satz 4 ab. Für die Abrech-
nung sind folgende Angaben erforderlich:

1. Name der Kindertageseinrichtung,

2. Anzahl der Auszubildenden,

3. Ausbildungsjahrgang und Ausbildungsjahr pro Person in 
Ausbildung,

4. Höhe der jeweils monatlichen Ausbildungsvergütung pro 
Auszubildende oder Auszubildenden, differenziert nach 
dem Auszahlungsbetrag und dem monatlichen Arbeitge-
berbeitrag nach Absatz 1 Satz 2 und

5. Höhe des Prozentsatzes der Ausbildungsvergütung ohne 
Arbeitgeberbeiträge gemessen an der Ausbildungsvergü-
tung an dem TVAöD.

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales setzt die Höhe 
der Ausgleichsbeträge fest und zahlt den Ausgleichsbetrag 
innerhalb von vier Wochen nach deren Festsetzung an die 
Landkreise und kreisfreien Städte als örtliche Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe aus.

(3) Ab dem Jahr 2023 wird den Landkreisen und kreisfreien 
Städten für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach den Ab-
sätzen 1 und 2 ein jährlicher Ausgleichsbetrag in Höhe von 
5 400 Euro gewährt. Der Ausgleichsbetrag wird wie folgt ver-
teilt:

1. Landkreis Ludwigslust-Parchim 700 Euro,

2. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 900 Euro,

3. Landkreis Nordwestmecklenburg 500 Euro,

4. Landkreis Rostock 800 Euro,
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5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 900 Euro,

6. Landkreis Vorpommern-Rügen 800 Euro,

7. Hansestadt Rostock 500 Euro,

8. Landeshauptstadt Schwerin 300 Euro.

Der Ausgleichsbetrag wird für das Jahr 2023 im Januar 2024 
als Einmalzahlung und ab dem Jahr 2024 in monatlichen Teil-
beträgen zur Mitte des Monats ausgezahlt.“

4. § 34 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
nähere Ausgestaltung der Meldungen im Zusammenhang mit 
§ 26 Absatz 3 und 4, § 26a Absatz 2 und 3, § 26b Absatz 2 
sowie der Auskünfte nach § 32 Absatz 1 Satz 2 zu regeln.“

5. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 35
Übergangsvorschriften“.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Abweichend von der Regelung in § 14 Absatz 7 
Satz 2 und 3 kann in der Zeit vom 1. August 2023 bis 
31. Juli 2025 eine Anrechnung der Auszubildenden auf 
den Stellenanteil einer Fachkraft gemäß § 14 Absatz 7 
Satz 1 Nummer 1 und 2 erfolgen, wenn dies vom Träger 
der Kindertageseinrichtung im Rahmen der Verhandlun-
gen nach § 24 Absatz 1 und 3 geltend gemacht wird.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 2. April 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Die Ministerin für Bildung,
und Kindertagesförderung

Simone Oldenburg

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.
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§ 1

Die Norddeutsche Landesbank – Girozentrale – wird berech-
tigt, durch das von ihr errichtete Landesförderinstitut Mecklen-
burg-Vorpommern nach Maßgabe des Treuhandvertrages im Rah-
men der bereits übertragenen und der zukünftig zu übertragenden 
Aufgaben in den nachfolgend aufgeführten Förderbereichen des 
Ministeriums für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaan-
gelegenheiten Verwaltungsakte zu erlassen:

1. Strukturfondsförderung,

2. Förderungen aus dem Strategiefonds Mecklenburg-Vorpom-
mern,

3. Investive Förderungen im Bereich der Kulturförderung,

4. Förderungen aus dem Programm „Investitionen für nationa-
le Kultureinrichtungen in Deutschland“ der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien,

5. Förderungen aus dem MV-Schutzfonds,

6. Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstaltungen,

7. Kulturprojektförderung (laufend) gemäß der Kulturförder-
richtlinie (KultFöRL M-V), die bereits vor Inkrafttreten die-
ser Verordnung angefangen haben,

8. Stipendienförderung sowie

9. Förderung der baulichen Sicherheit der Synagogen des Lan-
des.

Die Konkretisierung der Aufgaben erfolgt im Einzelfall mit der 
Beauftragung des Landesförderinstituts Mecklenburg-Vorpom-
mern.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Übertragung hoheitlicher 
Aufgaben auf das Landesförderinstitut Mecklenburg- Vorpom-
mern vom 21.Oktober 2013 (GVOBl. M-V S. 598), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 2. Januar 2023 (GVOBl. M-V S. 51) 
geändert wurde, außer Kraft.

Verordnung zur Übertragung hoheitlicher Aufgaben im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten auf das 

Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern

Vom 23. März 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 600 - 2 - 21

Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur Übertragung hoheitlicher Aufgaben auf das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern vom 
26. Juli 1994 (GVOBl. M-V S. 783), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Oktober 2005 (GVOBl. M-V S. 510, 511) geändert 
worden ist, verordnet das Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten:

Schwerin, den 23. März 2023

Die Ministerin für Wissenschaft, Kultur,
Bundes- und Europaangelegenheiten
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Artikel 1
Landesverordnung zur Umsetzung der Gemeinsamen 

Agrarpolitik
(Gemeinsame-Agrarpolitik-Umsetzungslandesverordnung – 

GAPUmsLVO M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 6 - 113

Abschnitt 1
Zahlstelle, Zuständigkeiten, Kontrollbehörden für die 

Konditionalität

§ 1
Organisationsstruktur der Zahlstelle

(1) Zur Zahlstelle nach Artikel 9 der Verordnung (EU) 2021/2116 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 
2021 über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 1306/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 187, L 29 
vom 10.2.2022, S. 45), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2022/1408 (ABl. L 216 vom 19.8.2022, S. 1) geändert worden 
ist, in Verbindung mit Anhang I Nummer 1 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2022/127 der Kommission vom 7. Dezember 2021 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit Vorschriften für die Zahlstellen und 
anderen Einrichtungen, die Finanzverwaltung, den Rechnungs-
abschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro (ABl. 
L 20 vom 31.1.2022, S. 95), die durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2023/57 (ABl. L 5 vom 6.1.2023, S. 7) geändert worden ist, 
und nach den §§ 3 bis 6 des InVeKoS-Daten-Gesetzes im Land 
Mecklenburg-Vorpommern gehören:

1. das für Landwirtschaft zuständige Ministerium,

2. die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit nach § 2 Absatz 1 und

3. jede Behörde, die für die Bewilligung aus Mitteln des Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (ELER) in Verbindung mit dem Entwicklungs-
programm für den ländlichen Raum Mecklenburg-Vorpom-
mern 2021 bis 2027 zuständig ist.

(2) Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium nimmt folgen-
de Aufgaben einer Zahlstelle war:

1. die Auszahlung und Verbuchung nach Anhang I Nummer 1 
Abschnitt A Ziffer ii und iii der Delegierten Verordnung (EU) 
2022/127, und

2. die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten nach § 3 
Absatz 3 und 4 Satz 3 und Absatz 5 sowie nach den §§ 4 bis 6 
des InVeKoS-Daten-Gesetzes.

Im Rahmen dieser Aufgaben ist das Ministerium zugleich Fach-
aufsichtsbehörde über die in Absatz 1 Nummer 2 und 3 genannten 
Behörden.

(3) Die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt und die 
in Absatz 1 Nummer 3 genannten Behörden, die Maßnahmen im 
Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem bewilligen, sind zu-
ständig für die Datenerfassung und Verarbeitung nach § 3 Absatz 1 
und 2 des InVeKoS-Daten-Gesetzes, für die Bewilligung und Kon-
trolle von Zahlungen nach Anhang I Nummer 1 Abschnitt A Ziffer i 
der Delegierten Verordnung (EU) 2022/127 sowie für die Kürzun-
gen der Prozentsätze bei nicht vorsätzlichen Verstößen nach Arti-
kel 9 Absatz 1 und 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1172 
der Kommission vom 4. Mai 2022 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) 2021/2116 des Europäischen Parlaments und des Rates hin-
sichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im 
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Verhängung und 
Berechnung von Verwaltungssanktionen im Bereich der Konditio-
nalität (ABl. L 183 vom 8.7.2022, S. 12).

Landesverordnung zur Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur 
Bestimmung damit im Zusammenhang stehender Zuständigkeiten

Vom 2. April 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 6 - 112

Aufgrund

1. des § 14 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V S. 98), das durch 
Artikel 8 Nummer 8 des Gesetzes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V S. 615, 618) geändert worden ist,

2. des § 11 Absatz 1 und 4 Nummer 1, des § 16 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 5 und des § 23 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung 
mit Satz 2 der GAP-Konditionalitäten-Verordnung vom 7. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2244), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2273) geändert worden ist,

3. des § 17 Absatz 3 und 5 der GAP-Direktzahlungen-Verordnung vom 24. Januar 2022 (BGBl. I S. 139; 2022 I S. 2287), die durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 30. November 2022 (BAnz AT 01.12.2022 V1) geändert worden ist, und

4. des § 3 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 sowie des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der GAPInVeKoS-Verordnung vom 19. Dezember 
2022 (BAnz AT 19.12.2022 V1)

verordnet die Landesregierung und aufgrund

des § 1 Absatz 3 des LMS-Beleihungsgesetzes vom 19. Juli 1994 (GVOBl. M-V S. 759), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Mai 
2016 (GVOBl. M-V S. 431, 434) geändert worden ist,

verordnet das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt:
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(4) Den in Absatz 1 Nummer 3 genannten Behörden, die nicht 
unter Absatz 3 fallen, obliegt die Bewilligung und Kontrolle nach 
Anhang I Nummer 1 Abschnitt A Ziffer i der Delegierten Verord-
nung (EU) 2022/127 im Rahmen ihrer Zuständigkeiten.

§ 2
Zuständigkeiten

(1) Zuständige Behörden für die Durchführung der in § 2 Absatz 1 
der GAPInVeKoS-Verordnung genannten Rechtsvorschriften sind 
die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt, soweit 
nachfolgend und in § 3 nichts Abweichendes geregelt wird.

(2) Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium ist die zustän-
dige Behörde nach

1. § 3 Absatz 2 sowie § 8 Absatz 1 und 2 des GAP-Konditionali-
täten-Gesetzes,

2. § 10 des GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontroll system-
Gesetzes und

3. § 8 Absatz 1, 2 und 4, § 27 Absatz 1 bis 3 und 5 und § 34 Ab-
satz 2 sowie § 39 der GAPInVeKoS-Verordnung.

§ 3
Kontrollbehörden für die Konditionalität

(1) Kontrollbehörden nach § 29 Absatz 2 der GAP-Konditionali-
täten-Verordnung sind

1. die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt,
die Landräte der Landkreise und die Oberbürgermeister der 
kreisfreien Städte

und

2. das Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit 
und Fischerei

jeweils für die in Anlage 1 zu dieser Verordnung benannten Kon-
trollen der Einhaltung der Grundanforderungen an die Betriebs-
führung sowie der Standards für die Erhaltung von Flächen in 
gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand nach Maß-
gabe der Unionsregelung, des Kapitels 3 des GAP-Konditionali-
täten-Gesetzes (Verwaltungs-, Kontroll- und Sanktionssystem) 
sowie des Kapitels 3 der GAP-Konditionalitäten-Verordnung 
(Kontrollen und Sanktionen).

(2) Die Kommunalbehörden üben ihre Zuständigkeit im übertra-
genen Wirkungskreis aus.

(3) Finanzielle Mehraufwendungen, die den Landkreisen und 
kreisfreien Städten in Ausübung ihrer Kontrolltätigkeiten nach 
Absatz 1 entstehen, werden vom Land erstattet.

Abschnitt 2
Durchführung der GAP-Konditionalitäten-Verordnung

§ 4
Feuchtgebiete und Moore

(1) Die Gebietskulisse der Feuchtgebiete und Moore gemäß § 10 
Absatz 1 Satz 1 des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes wird im 

Anl. 1

elektronischen Feldblockkataster ausgewiesen. Dieses kann im 
Internet unter http://www.gaia-mv.de/gaia/feldblockkataster ein-
gesehen werden. Die Gebietskulisse kann auch im örtlich zustän-
digen Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt während 
der Öffnungszeiten eingesehen werden.

(2) Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium unterrichtet 
die Betriebsinhaber über die Feuchtgebiete und Moore ihres land-
wirtschaftlichen Betriebes im Rahmen des Antragsverfahrens auf 
flächenbezogene Beihilfen, Prämien und Fördermaßnahmen, die 
aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft oder 
aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums finanziert werden. Die Unterrichtung er-
folgt jährlich feldblockbezogen, vorzugsweise in elektronischer 
Form.

(3) Die Mindestgröße von Feuchtgebieten und Mooren für die 
Aufnahme in die Gebietskulisse beträgt 0,1 Hektar.

§ 5
Einteilung der erosionsgefährdeten landwirtschaftlichen 

Flächen

(1) Die Einteilung der erosionsgefährdeten landwirtschaftlichen 
Flächen erfolgt nach der in Anlage 2 zu dieser Verordnung be-
schriebenen Methode auf Feldblockebene und wird ebenso im 
elektronischen Feldblockkataster ausgewiesen. Auch die erosions-
gefährdeten landwirtschaftlichen Flächen können im Internet unter 
der in § 4 Absatz 1 benannten Internet-Adresse eingesehen wer-
den. Die Informationen über erosionsgefährdete Flächen können 
auch im örtlich zuständigen Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

(2) Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium unterrichtet 
die Betriebsinhaber über die erosionsgefährdeten Ackerflächen 
ihres landwirtschaftlichen Betriebes im Rahmen des Antragsver-
fahrens auf flächenbezogene Beihilfen, Prämien und Fördermaß-
nahmen, die aus dem Europäischen Garantiefonds für die Land-
wirtschaft oder aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums finanziert werden. Die 
Unterrichtung erfolgt jährlich feldblockbezogen, vorzugsweise in 
elektronischer Form.

(3) Sofern mehrere Betriebsinhaber in einem Feldblock wirtschaf-
ten, kann im Einzelfall auf Antrag ein Betriebsinhaber von den 
Verpflichtungen nach § 16 Absatz 2 bis 4 der GAP-Konditionali-
täten-Verordnung befreit werden, wenn Teile dieses Feldblockes 
eine Bewirtschaftungseinheit darstellen und offensichtlich nicht 
erosionsgefährdet sind.

§ 6
Beseitigung von Landschaftselementen

Landschaftselemente nach § 23 Absatz 1 der GAP-Konditionali-
täten-Verordnung dürfen nur mit Genehmigung der nach § 3 Ab-
satz 1 zuständigen Kontrollbehörde für den GLÖZ-8-Standard 
(verpflichtende Stilllegung) im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Naturschutzbehörde beseitigt werden, wenn dies aus mindes-
tens einem der folgenden Gründe erforderlich ist:

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung des Erhaltungszustands 
oder Erhaltungstrends von Arten gemäß Artikel 4 der Richtli-
nie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), die zuletzt durch 

Anl. 2
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die Verordnung (EU) 2019/1010 (ABl. L 170 vom 25.6.2019, 
S. 115) geändert worden ist, oder von Lebensräumen oder Ar-
ten, die in den Anhängen I, II und IV der Richtlinie 92/43/
EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
(ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7, L 95 vom 29.3.2014, S. 70), 
die zuletzt durch die Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 vom 
10.6.2013, S. 193) geändert worden ist, aufgeführt sind,

2. zur Herstellung oder Verbesserung gesetzlich geschützter 
Biotope gemäß § 30 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 
oder § 20 Absatz 1 des Naturschutzausführungsgesetzes oder

3. zur Herstellung oder Verbesserung von Habitaten gefährdeter 
Arten.

Eine Genehmigung kommt nur in Betracht, wenn das mit der 
Beseitigung verfolgte Ziel aus naturschutzfachlicher Sicht als 
höherwertiger einzuschätzen ist, als das vorhandene Landschafts-
element.

Abschnitt 3
Durchführung der Vorschriften über die 

GAP-Direktzahlungen

§ 7
Kennarten

Zur Umsetzung der in § 20 Absatz 1 Nummer 5 des GAP-Direkt-
zahlungen-Gesetzes genannten Öko-Regelung werden festgelegt:

1. die in Anlage 3 zu dieser Verordnung genannten regionalty-
pischen Kennarten und Kennartengruppen des artenreichen 
Grünlands und

2. die in Anlage 4 zu dieser Verordnung beschriebene Methode 
zum Nachweis des Vorkommens der Kennarten oder Kenn-
artengruppen.

§ 8
Saatgutmischungen für Blühstreifen oder -flächen

Saatgutmischungen für Blühstreifen oder -flächen im Sinne von 
§ 20 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b oder c des GAP-Direktzah-
lungen-Gesetzes dürfen nur die in Anlage 5 zu dieser Verordnung 
genannten Arten von Blühpflanzen enthalten.

Abschnitt 4
Durchführung der Vorschriften zum GAP-InVeKoS

§ 9
Mindestgröße landwirtschaftlicher Parzellen

(1) Abweichend von § 3 Absatz 3 der GAPInVeKoS-Verordnung 
beträgt die Mindestgröße einer landwirtschaftlichen Parzelle, 
für die ein Antrag auf Direktzahlungen gestellt werden kann, 
0,1 Hektar.

(2) Abweichend von § 3 Absatz 1 GAPInVeKoS-Verordnung gel-
ten landwirtschaftliche Flächen oder Flächen nach § 11 Absatz 1 
Nummer 3 der GAP-Direktzahlungen-Verordnung, deren Nut-
zungen nicht getrennt angegeben werden müssen, als eine land-
wirtschaftliche Parzelle.

Anl. 3

Anl. 4

Anl. 5

§ 10
System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen

Das System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzel-
len stützt sich gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der GAP-
InVeKoS-Verordnung auf einen Feldblock als eine von dauerhaf-
ten Grenzen umgebene, zusammenhängende landwirtschaftliche 
Fläche eines oder mehrerer Betriebsinhaber.

Artikel 2
Änderung der Verordnung zur Übertragung von Aufgaben 

auf die LMS Agrarberatung GmbH (LMS)*

Die Verordnung zur Übertragung von Aufgaben auf die LMS 
Agrarberatung GmbH (LMS) vom 16. Januar 2008 (GVOBl. M-V 
S. 30), die durch Artikel 17 Absatz 18 des Gesetzes vom 27. Mai 
2016 (GVOBl. M-V S. 431, 441) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. In § 1 werden die Wörter „Artikel 2 der Verordnung vom 
6. Januar 2014 (BGBl. I S. 26)“ durch die Wörter „Artikel 1 
der Verordnung vom 13. Juli 2022 (BGBl. I S. 1186)“ und die 
Wörter „Artikel 626 Absatz 6 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474, 1564)“ durch die Wörter „Artikel 2 
Absatz 14 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2752, 2756)“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „Abs.“ wird durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

b) Die Wörter „Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 
2014 (BGBl. I S. 1975)“ werden durch die Wörter „Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 14. November 2022 (BGBl. I 
S. 2030)“ ersetzt.

c) Die Wörter „für Landwirtschaft, Umwelt und Verbrau-
cherschutz“ werden durch die Wörter „für Klimaschutz, 
Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt“ ersetzt.

3. In § 3 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ er-
setzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „(ABl. L 323 vom 4.12.2013, S. 37)“ 
wird ein Komma und die Wörter „die durch die Empfeh-
lung der Kommission (ABl. L 272 vom 13.9.2014, S. 17) 
geändert worden ist,“ eingefügt.

b) Die Angabe „(ABl. EU Nr. L 322 S. 24)“ wird durch die 
Angabe „(ABl. L 322 vom 22.11.2006, S. 24)“ ersetzt.

5. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt:

„§ 5
Aufgaben der Prüfung von Nutzungskonzepten für 

Agroforstsysteme

Die Aufgabe der Prüfung der Nutzungskonzepte für Agro-
forstsysteme gemäß § 4 Absatz 2 der GAP-Direktzahlungen-

* Ändert VO vom 16. Januar 2008; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 780 - 1 - 1
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Verordnung vom 24. Januar 2022 (BGBl. I S. 139; 
2022 I S. 2287), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 
30. November 2022 (BAnz AT 01.12.2022 V1) geändert wor-
den ist, wird auf die LMS übertragen.“

6. Der bisherige § 5 wird § 6.

Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Agrarreform-Umsetzungs-Landesverord-
nung vom 4. September 2015 (GVOBl. M-V S. 262, 263), die 
durch die Verordnung vom 29. September 2016 (GVOBl. M-V 
S. 813) geändert worden ist, außer Kraft.

Schwerin, den 2. April 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Minister für
Klimaschutz, Landwirtschaft,
ländliche Räume und Umwelt

Dr. Till Backhaus
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Hinweis auf Verkündungen im Mitteilungsblatt des Bildungsministeriums

Erste Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Ferienverordnung für die 
Schuljahre 2024/2025 bis 2029/2030*

Vom 19. Dezember 2022

Die Änderungsverordnung ist veröffentlicht im Mittl.bl. BM M-V 
vom 10. Januar 2023 S. 3.

* Ändert VO vom 20. Juli 2022; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 223 - 6 - 100

Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Versetzung, 
Kurseinstufung und den Wechsel des Bildungsganges sowie über die Berufsreife 

an den allgemein bildenden Schulen*

Vom 2. Januar 2023

Die Änderungsverordnung ist veröffentlicht im Mittl.bl. BM M-V 
vom 27. Januar 2023 S. 20.

* Ändert VO vom 1. Juli 2012; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 223 - 6 - 41
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